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BVG-Abstimmung vom 22. September: Nein zu mehr
bezahlen für weniger Rente

Von PPS

BVG-Bschiss kommt am 22. September an die Urne

(Bern)(PPS) Im Juni 2023 hat ein breites Bündnis das Referendum gegen die
BVG-Reform eingereicht. Neben Gewerkschaften, SP und Grünen hat mit
dem «K-Tipp» auch die politisch unabhängige KonsumentInnenpresse
Unterschriften gegen diese Rentensenkung gesammelt. Denn für die
Versicherten bedeutet diese Vorlage: mehr bezahlen für tiefere Renten. Ein
Nein ist deshalb wichtig. Die Renten aus den Pensionskassen sinken bereits
seit Jahren und sind für viele Arbeitnehmende zu tief. Mit dem BVG-Bschiss
des Parlaments drohen den Versicherten zusätzliche Rentenkürzungen von
bis zu 3’200 Franken jährlich. Und dafür sollen sie jedes Jahr 2.1 Milliarden
Franken mehr in die Pensionskassen einbezahlen. Diese Rechnung geht nur
für die Finanzindustrie auf: sie zweigt weiterhin Milliarden ab – für die
Versicherten bleibt immer weniger übrig.

Die Pensionskassenrenten sinken seit Jahren. Es gibt immer weniger Rente fürs Geld.
Jetzt kommt es noch happiger. Mit der vom Parlament beschlossenen Senkung des
Umwandlungssatzes sinken die Renten um bis zu 3’200 Franken jährlich. Besonders
betroffen sind Arbeitnehmende über 50 Jahre und die Mittelschicht. Aber auch Jungen
drohen Renteneinbussen. Gleichzeitig bleibt das Problem des fehlenden
Teuerungsausgleichs ungelöst – das trifft insbesondere die RentnerInnen. Und damit
nicht genug, steigen mit dem BVG-Bschiss die obligatorischen Lohnabzüge. Die
Beschäftigten sollen jährlich 2.1 Milliarden Franken mehr in die Pensionskassen
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einbezahlen. Personen mit tiefen Löhnen sind besonders stark betroffen. Die Kosten
pro ArbeitnehmerIn steigen um bis zu 2’400 Franken jährlich.

Mit der Reform werden insbesondere Frauen zur Kasse gebeten – ohne dass ihnen
eine höhere Rente garantiert wird. Viele Berufstätige mit Betreuungsaufgaben
werden im Alter nicht besser dastehen. Denn Lösungen für familienbedingte
Erwerbsunterbrüche und Teilzeitarbeit fehlen. Und viele Mehrfachbeschäftigte wie
beispielsweise Tagesmütter oder Putzfrauen werden weiterhin keinen
Pensionskassenanschluss haben.

Die Reform ignoriert, dass die Pensionskassen auf Kosten der Versicherten immer
mehr Reserven anhäufen. Das führt zu tieferen Renten im Alter. Nicht gelöst ist auch
das Problem der steigenden Verwaltungskosten, wodurch weniger Geld bei den
Versicherten ankommt. Die Reform führt im Gegenteil zu zusätzlicher Bürokratie und
willkürlichen Rentenentscheiden. Die Pensionskassen-Lobby hat im Parlament den
ursprünglichen Vorschlag des Bundesrats zerzaust. Vom Kompromiss der
Sozialpartner ist kaum etwas übriggeblieben. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund
SGB wird sich deshalb in der Abstimmungskampagne vehement engagieren, um die
Bevölkerung vom Nein zu diesem BVG-Bschiss zu überzeugen.
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